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Kleidung kaufen und koreanisches Bar-
becue essen: Mit Einkaufszentren wird 
oft eine Kombination aus Einkauf und 
Essen verbunden. Allerdings erfüllen die 
insgesamt 506 deutschen Einkaufszent-
ren mit ihren rund 16,7 Millionen Quad-
ratmeter Fläche noch andere Funktio-
nen. Sie können als Nahversorger, Treff-
punkt und Anlaufstelle für 
Dienstleistungen dienen. Oder sie wer-
den obsolet. Für die Eigentümer deut-
scher Einkaufszentren (Shoppingcenter) 
stellt sich die Überlebensfrage: Weichen, 
Wachsen oder Wandeln?

Die Antwort darauf hängt vom Stand-
ort, der Größe und Besucherzahl ab. 
Selbst ein volles Haus kann in Schieflage 
geraten, wenn die Kunden nur wegen 
einzelner Mieter kommen oder zu wenig 
einkaufen. Ein unscheinbares Einkaufs-
zentrum in einer kleineren Stadt kann 
dagegen unverzichtbar sein, wenn es 
eine Versorgungsfunktion erfüllt oder 
sogar die Rolle eines Stadtzentrums 
übernimmt.

Weichen: Umbau zum Quartier

Unseren Analysen zufolge werden bun-
desweit bis zum Jahr 2035 insgesamt 
rund zehn Millionen Quadratmeter Ver-
kaufsfläche außerhalb von Lebensmit-
teln (Non-Food) wegfallen. Das trifft 
auch Einkaufszentren: Wenn keine klare 
Versorgungsfunktion mehr gegeben ist, 
ein Überangebot an Fläche in der Nach-
barschaft besteht oder das Einzugsgebiet 
schrumpft, stehen die Chancen schlecht. 
Dann fallen ganze Straßenzüge als 
Standort weg.

Automatisch wird ein Zentrum aller-
dings nicht zum Fall für die Abrissbirne. 
Ein teilweiser Abriss oder Umbau kann 
jedoch sinnvoll sein. In vielen Fällen las-
sen sich Immobilien zu einem gemischt 
genutzten Quartier mit Büroflächen, Ho-
tels, möblierten Wohneinheiten, medizi-
nischen Angeboten und weiteren Flä-
chentypen umbauen. Dann erfüllt das 
ehemalige Einkaufszentrum weiterhin 
eine wichtige Aufgabe, aber eine andere.

Wachsen: Starke Standorte gewinnen

Die Polarisierung hat zur Folge, dass gu-
te Standorte noch stärker werden. Händ-
ler konzentrieren ihre Expansion auf 
bessere Lagen in wenigen Städten. Diese 
Standorte steuern internationale Marken 
an, die in Deutschland wachsen, und 
Hersteller, die eine direkte Beziehung zu 
ihren Kunden aufbauen wollen.

Auch Händler, die üblicherweise am 
Stadtrand operieren, zieht es in die In-
nenstädte. Beispielsweise ist das Möbel-
haus Ikea inzwischen in zwölf deutschen 
Einkaufszentren vertreten. Der Sportar-
tikelhändler Decathlon betreibt ver-
schiedene Konzepte für die Innenstadt. 
Folgerichtig liegen die Mietpreise in etli-
chen Einkaufszentren über dem Vor-Co-
rona-Niveau auf einem Allzeithoch.

Wandeln: Hin zum Alltagsort

Zahlreiche Einkaufszentren haben nicht 
zu viel Fläche, sondern die falsche Nut-
zung. Meist sollten die Betreiber dann 
den Einzelhandel in der Sockelzone fo-
kussieren. Gleichzeitig können sie die 

Obergeschosse öffnen, damit dort künf-
tig gewohnt, gearbeitet, behandelt oder 
gelernt werden kann. Allerdings sind die 
einzelnen Nutzungen miteinander abzu-
wägen. Eine Kunstausstellung zieht 
Menschen an, generiert aber nur wenig 
Miete. Bei möblierten Wohnungen ist es 
umgekehrt: Deren Vermietung rechnet 
sich häufig wirtschaftlich, bringt aber 
kaum mehr Publikum, das den Konsum 
erhöht.

Die Kommune kann häufig helfen, 
wenn sie das Planungsrecht ändert. Viele 
Einkaufszentren unterliegen Verkaufs-
flächen- und Sortimentsgrenzen, die vor 
Jahrzehnten festgelegt worden sind, um 
damalige Handelsstrukturen zu schüt-
zen. Mittlerweile kann die Einkaufsreali-
tät diese Vorgaben überholt haben. So 
werden für Kleidung rund 45 Prozent der 
Umsätze im Internetverkauf erzielt ohne 
Einschränkungen der Kommunen oder 
der Ladenöffnungszeiten.

Auch wenn die Verkehrswerte der Im-
mobilien sinken oder schon gesunken 
sind, müssen die privaten Eigentümer in-
vestieren, um künftigen Werterhalt zu 
ermöglichen. Das bleibt der Öffentlich-
keit oft verborgen. Die Effekte sind da-
gegen für alle zu sehen: Je nach dem Ein-
satz der Eigentümer, Betreiber und Mie-
ter wird aus einem Einkaufszentrum ein 
funktionierender Standort mit Mehrwert 
für die Umgebung oder als schwach fre-
quentierte Immobilie eine Last für das 
Umfeld.

Der Autor des Gastbeitrags ist 
geschäftsführender Gesellschafter des 
Unternehmens IPH Gruppe.

Einkaufszentren müssen umdenken
Manche stehen vor dem Aus und brauchen eine neue Funktion / Von Lars Jähnichen

Recht auf außerordentliche 
Eigentümerversammlung
Eine Eigentümergemeinschaft darf die 
Kosten einer außerordentlichen Ver-
sammlung nur in wenigen Ausnahme-
fällen jenen Eigentümern auferlegen, 
die diese Versammlung verlangt haben. 
Sonst liefe ein wichtiges Schutzrecht 
der Minderheit ins Leere. Das hat das 
Amtsgericht Kassel entschieden.

Im verhandelten Fall einer Wohnan-
lage war unklar, ob eine Einheit als 
Wohnung oder als Freizeitraum gilt 
und ob sie gewerblich genutzt werden 
darf. Zur Klärung verlangte eine Mit-
eigentümerin eine vorgezogene außer-
ordentliche Versammlung. Da ihr mehr 
als ein Viertel der Anlage gehörte, er-
reichte sie die gesetzliche Mindestquo-
te für einen solchen Antrag allein. Die 
restliche Gemeinschaft hielt die Sache 
jedoch nicht für dringlich und fand, sie 
hätte die normale Versammlung ab-
warten können. Sie beschloss, der Frau 
die Kosten der Versammlung komplett 
allein aufzubürden. Dagegen zog die 
Frau vor Gericht.

Das Gericht erklärte den Beschluss 
der Eigentümergemeinschaft für un-
gültig. Zwar darf eine Gemeinschaft 
Kosten im Einzelfall abweichend ver-
teilen, aber nur mit sachlichem Grund. 
Das Recht, ab einer Quote von einem 
Viertel der Anteile eine Versammlung 
zu verlangen, soll Minderheiten schüt-
zen. Droht ihnen dabei ein Kostenrisi-
ko, nutzen sie es womöglich gar nicht. 
Die Mehrheit wird bereits durch die 
Quote geschützt.
Eine Ausnahme kommt nur bei offen-
sichtlichem Missbrauch in Betracht, et-
wa bei willkürlichen Daueranträgen. 
Streit über die Dringlichkeit genügt 
nicht. Der Wunsch nach rascher Klä-
rung war vertretbar, so das Gericht. 
Der Kostenbeschluss wirkte wie eine 
Strafe. Eigentümer müssen also in aller 
Regel nicht fürchten, für eine verlangte 
Versammlung allein zu zahlen. Ge-
meinschaften sollten solche Kostenbe-
schlüsse nur in klaren Missbrauchsfäl-
len fassen, sonst droht ihre Aufhebung 
samt Prozesskosten (Amtsgericht Kas-
sel, Urteil vom 15. Juli – Aktenzeichen: 
800 C 607/26).

Lea Steinhauser ist Rechtsanwältin 
der Kanzlei Bethge in Hannover.

| Rechteck |

Achtung, Maklerprovision
Wer ein Zweifamilienhaus kauft und es 
allein mit seiner Familie bewohnen will, 
muss das dem Makler früh sagen. Sonst 
kann er sich später nicht auf die gesetz-
liche Teilung der Provision berufen. Das 
hat der Bundesgerichtshof entschieden.

In dem verhandelten Fall bot der 
Makler ein Zweifamilienhaus mit zwei 
vermieteten Wohnungen an. Ein Inte-
ressent schloss mit dem Makler einen 
Maklervertrag, der ihm die volle Provi-
sion auferlegte. Erst nach der Besichti-
gung erklärte er, dort allein mit seiner 
Familie wohnen zu wollen. Als der Mak-
ler nach dem Kauf die volle Provision 
einklagte, berief sich der Käufer auf den 
sogenannten Halbteilungsgrundsatz.

Seit Ende 2020 müssen sich Käufer 
und Verkäufer eines Einfamilienhauses 
die Provision hälftig teilen, wenn der 
Makler für beide tätig wird. Sonst ist 
der Vertrag unwirksam. Da das Gebäu-
de früher einmal als „Einfamilienhaus 
mit Einliegerwohnung“ genehmigt 
wurde, sei es laut Käufer ein Einfami-
lienhaus, bei dem die Provision hätte 
aufgeteilt werden müssen.

Das Gericht gab dem Makler recht. 
Der Käufer muss die volle Provision zah-
len. Für den Provisionsschutz zählt allein 
der Zeitpunkt des Maklervertragsschlus-
ses. Zu diesem Moment muss für den 
Makler erkennbar sein, dass das Haus für 
nur einen Haushalt bestimmt ist.

Da die beiden Wohnungen vollwer-
tig ausgestattet und ähnlich groß wa-
ren, galt das Gebäude objektiv als 
Zweifamilienhaus. Der Käufer hätte al-
so seine Pläne spätestens beim Ver-
tragsschluss offenlegen müssen. Käu-
fer sollten ihre Pläne deshalb vor oder 
bei Abschluss des Maklervertrags 
nachweisbar mitteilen, etwa in einer 
Nachricht. Makler tun gut daran, die 
Art des Objekts und die Absprachen 
zur Provision festzuhalten (Bundesge-
richtshof, Urteil vom 16. Juli – Akten-
zeichen: I ZR 111/25).

H itzacker an der Elbe ist 
ein schmuckes Fachwerk-
städtchen im Wendland 
und beliebt bei Touristen. 
Seit Jahren sollte hier ein 

weiteres Hotel gebaut werden. Dafür hat-
te die Gemeinde eigens einen Bebau-
ungsplan aufgestellt, was für die Verwal-
tung einer Kleinstadt immer sehr auf-
wendig ist und knappe Ressourcen 
bindet. Nun ist klar: Das Hotel kommt 
nicht. Stattdessen möchte der Grund-
stückseigentümer dort 30 Seniorenwoh-
nungen bauen. Der mühsam erstellte Be-
bauungsplan lässt dies aber nicht zu.

Jürgen Meyer, Bürgermeister der nie-
dersächsischen Samtgemeinde Elbtalaue, 
geht jetzt einen neuen Weg. „Statt wieder 
zwei Jahre lang den Bebauungsplan zu 
ändern, wollen wir jetzt mit dem Bautur-
bo innerhalb von drei Monaten Baurecht 
schaffen“, sagt er. Zum Gebiet der Samt-
gemeinde gehören Hitzacker, Dannen-
berg und acht weitere Gemeinden. Rund 
zehn Bauvorhaben sollen hier in den 
nächsten Monaten auf diese Weise reali-
siert werden: vom Anbau einer Einlieger-
wohnung, wo der Bebauungsplan nur 
eine Garage erlaubt, bis zur Entwicklung 
einer ehemaligen Deponiefläche in Dan-
nenberg. Rund 40 Wohnungen sollen hier 
entstehen. Alle Vorhaben sind noch in der 
Genehmigung, aber Bürgermeister Meyer 
nennt den Bauturbo schon jetzt einen 
„großen Erfolg“ für seine Gemeinde.

In der Gemeinde als Ganzes gibt es 
kein Bevölkerungswachstum, doch gera-
de die beiden Kleinstädte Dannenberg 
und Hitzacker verzeichnen leichten Zu-
zug. Wohnraum wird durchaus nachge-
fragt, jedenfalls wenn er barrierefrei ist. 
Es sind vor allem Senioren aus den um-
liegenden Dörfern, die wegen der alters-
gerechten Infrastruktur in die Städte zie-
hen. Zunehmend kommen auch jüngere 
Menschen aus dem 100 Kilometer ent-
fernten Hamburg. Neue Arbeitsmodelle 
machen es möglich.

In Dannenberg, dem Verwaltungssitz 
der Samtgemeinde, zieht die Verwaltung 
nächstes Jahr um und verkauft ihren bis-
herigen Standort in der historischen Alt-
stadt. Die beiden maroden Bauwerke sol-
len abgerissen werden, um Platz zu schaf-
fen für Wohnbebauung. Das ist 
planungsrechtlich eine Nutzungsände-
rung. Auch hier könnte der Bauturbo das 
langwierige Verfahren zur Aufstellung 
eines Bebauungsplans unnötig machen, 
wenn das Bauamt im Landkreis Lüchow-
Dannenberg die Baugenehmigung erteilt.

Im Oktober 2025 wurde der Bauturbo 
nach langer Diskussion neu ins Baugesetz-
buch eingefügt. Ursprünglich sollte er nur 
für Kommunen mit einem förmlich festge-
stellten „angespannten Wohnungsmarkt“ 
und nur für größere Bauvorhaben mit min-
destens sechs Wohneinheiten gelten. 
Letztlich wurde er aber für alle Gemein-
den und alle Wohnbauvorhaben geöffnet. 
Seither erlaubt er unter bestimmten Vo-
raussetzungen, von starren Vorgaben des 
Bauplanungsrechts abzuweichen. Brach-
flächen können schneller bebaut, Gebäu-
de aufgestockt oder Gewerbeflächen zu 
Wohnzwecken umgenutzt werden.

Die Regelungen für den Bauturbo gel-
ten seit dem 30. Oktober 2025, um den 
Wohnungsbau zu beschleunigen. Die 
Entscheidung, ob und in welchem Um-
fang eine Kommune den Bauturbo nutzt, 
bleibt ihr überlassen. „Einige Kleinstädte 
nutzen ihn gar nicht, andere geben sich 
dazu eigene Leitlinien, wiederum andere 
haben sich bewusst entschieden, grund-
sätzlich jeden Antrag zuzulassen“, sagt 
Siw Foge, Leiterin der Kleinstadt Akade-
mie, einer Anlaufstelle und Vernetzungs-
plattform für die 2000 Kleinstädte in 
Deutschland.

Im September hatte die Akademie auf 
einem Kongress des Bundesbauministe-

ge wurde genehmigt. „Bei uns ist das Ein-
familienhaus die typische Wohnform“, 
sagte sie. „Wir haben es hier kaum mit In-
vestoren zu tun, sondern mit Privatleu-
ten, die auf ihrem großen Grundstück ein 
weiteres Haus für die Familie bauen wol-
len.“ Auf Dauer wird das den Charakter 
vieler Siedlungen im Landkreis ändern.

Ambivalent beurteilt Mory den Verein-
fachungseffekt durch den Bauturbo: Zwar 
kann die mehrjährige Arbeit an einem 
Bebauungsplan entfallen. Viele klein-
städtische Bauämter lassen solche Pla-
nungen aber ohnehin meist von externen 
Planungsbüros erstellen. Nun sind sie 
auch fachlich gefordert und müssen in-
nerhalb kurzer Zustimmungsfristen 
selbst prüfen und entscheiden, ob ein 
Neubau mit öffentlichen Interessen ver-
einbar ist, etwa mit Blick auf Ortsbild und 
Umwelt. Für Gemeinden und Landkreise 
bedeutet die vermeintliche Vereinfa-
chung also vielfach Mehrarbeit. Für Bau-
herren kann sich der Weg von der Pro-
jektidee bis zum Baubeginn dagegen ver-
kürzen.

riums in Köln ein eigenes Forum für 
Kleinstadt-Vertreter organisiert, wo sie 
sich über ihre Erfahrungen mit dem Bau-
turbo austauschten. Nottuln im Münster-
land ist beispielsweise eine jener Kom-
munen, die vom Bauturbo keinen Ge-
brauch machen. Die Samtgemeinde 
Elbtalaue hat den Grundsatzbeschluss 
gefasst, generell alles zuzulassen. Hier 
reicht ein politischer Beschluss im jewei-
ligen Gemeinderat der zehn Mitgliedsge-
meinden, um einen Bauantrag „durchzu-
winken“.

Markranstädt bei Leipzig hat sich ver-
bindliche Leitlinien für die Anwendung 
des Bauturbos gegeben. Ein erstes Einfa-
milienhaus wurde auf dem Hof einer Fa-
milie als Ausnahme vom Bebauungsplan 
zugelassen. Weitere Vorhaben werden 
geprüft wie Mehrfamilienhäuser im pla-
nerisch umstrittenen Außenbereich. Bis-
her konnte Markranstädt die hohe Woh-
nungsnachfrage aus dem nahen Leipzig 
kaum bedienen und will nun die größe-
ren Gestaltungsmöglichkeiten durch die 
neuen Paragraphen nutzen, sagte Heike 

Helbig, Leiterin des zuständigen Fachbe-
reichs, auf dem Forum.

Allerdings sorgen sich Umweltschüt-
zer, Agrarverbände und Architektenkam-
mern, dass die Landschaft zersiedelt 
wird. In Markranstädt sieht Helbig das 
anders. „Wir Gemeinden kennen die Ge-
gebenheiten vor Ort am besten und ge-
hen verantwortungsvoll damit um“, sagt 
sie. So könnte auch die bisher oft nicht 
erlaubte Umnutzung von Scheunen und 
anderen Nebengebäuden im ländlichen 
Raum einfacher werden, hofft Helbig.

Wie unterschiedlich Gemeinden und 
Landkreise den Bauturbo handhaben, 
seit er vor einem Jahr eingeführt wurde, 
zeigt sich nun in der Praxis und wird vom 
Bauministerium durch Begleitforschung 
laufend beobachtet. Erste Zwischen-
ergebnisse aus den Modellkommunen 
wurden auf einem weiteren Forum bei 
dem Kongress in Köln vorgestellt. Von 
gut 30 Bauanträgen mit dem Bauturbo 
berichtete etwa Mira Mory vom Fachbe-
reich Bauen im Landkreis Nienburg/We-
ser bei Hannover. Ein Großteil der Anträ-

Kleinstädte 
entdecken 
den Bauturbo
Das Instrument soll  den Wohnungsmangel 
in Großstädten  verringern. Nun   nutzen es 
kleinere Städte, um schneller  zu bauen. 
Wer  profitiert davon?
Von Rainer Müller,  Berlin

Marktplatz in Hitzacker: Auch Gemeinden auf dem Land wollen Wohnungen schneller bauen lassen.       Foto      Picture Alliance

Seit dem erneuten Amtsantritt Donald Trumps berufen sich Politiker und
Medienmehr denn je auf die Gründungsideale der USA: Freiheit, Selbst-
bestimmung, der amerikanische Traum. Das sind nachwie vor inspirierende
Vorstellungen. Dochwessen Freiheit war 1776 eigentlich gemeint –
undwer hat dafür bezahlt?

In seinemBuch „Mythos 1776“ rekonstruiert der Historiker HiramKümper
dasHeldenepos der Gründerväter und erzählt die amerikanischeGeschichte
auch aus der Perspektive derMillionen versklavter Schwarzer, indigener
Völker und aller, die Amerika großmachten, während ihre eigenen Freiheiten
klein blieben.Mit F.A.Z.-Redakteur Alexander Armbruster spricht er über
historischeMythen und die politischeGegenwart.

Weitere Informationen erhalten Sie unter faz.net/thalia
Hier können Sie sich auch für die Teilnahme vor Ort anmelden.
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Eine Kooperation von

Nicht verpassen:
Am 27. Oktober in Mannheim
teilnehmen unter faz.net/thalia

Zukunft gestalten:
Die Veranstaltungsreihe von Thalia und F.A.Z.

HiramKümper

Mythos 1776 – Die andere Geschichte
der amerikanischen Freiheit.


